
DER BUNDESMiNISTER FÜR INNERES 

Zl.48020/42-23/72 
.f? q tt? / tA .. B. 

;;;-~qqO' / J. 
,J 

Prils. aUL __ lli1l1 'lS73 

A n f r e g e b e a n t W 0 r tun g 

Ich bE)al1tworij8 die ven den Herren Abgeordneten Dr"ERNlACORA, 
r.., •• 

Dr .. BIIEI\f".K, Dr"PELIKAN? ~iTOHS und. Genossen in der Sitzung des National­
rates vom 22~November 1972 gemäß § 71 GOG an mich gerichtete scbrift­

liehe Anfrage Ho ~ 940/J viie folgt: 

nIn weIchen Ol.'t sgemeinden verfügen die Meldebehörden über 

eine Datenverarbeitungsanlage?" 

Antwort: -----
Nach der gegenwärtigen Rechtslage werden die meldepolizei­

li.chen Aufgaben j_n e:rster Instanz von den Gemeinden, im 
Wirkungsbereich von Bundespolizeibehörden von diesen beBorgt~ 

Bei den BundesDolizeibehörden, die hinsichtlich aller 
----~------,~~ 

ihre Organisation und Führung betreffenden Angelegenheiten 

dem Bundesminister für Inneres unmittelbar unterstehen, 
'werden für das Meldevvesen - insbesondere für die Fübrung 

der Melderegister - noch keinf"; EDV-Anlagel'1 eingesetzt. 
Für den Bereich der Bundespolizeidirektion 'Wien wurde 

der Gedanke einer Übernahme des Datenbestanc1es des Zentral­
meldea.:n'tes in eine EDV-Anlage zwar einer Prüfung unterzogen, 

eine allfällige Verwirklichung desselben ist jedoch für die 
nächste Zukunft nicht yorgesehen 9 da andere Applikationen? 

vor allem solche auf dem Gebiete der Kriminalpolizei, als 
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dringlicher, leichter rcali3i~rbar und kostenglinstiger 
erachtet werden und tiberdies die Entwicklung der Pläne 

hinsichtlich der Einrichtung einer Bevölkerungsevidenz 

bei gleichzeitiger Einführung und Vergabe eines Personen­

kennzeichens abzuwarten wäre. 
Dessenungeacht et wurde die H.eg:ieru.ngsvorlage be­

treffend das Meldegesetz 1972, mit deren Vorlage wegen 

der unaufschiebbaren Reform des polizeilichen Meldewesens 

nicht l~nger zugewartet werden konnte, vorsorglich so ge­

stal tet? daL) die in Betracht kOntUlenden :weIdepolizeilichen 

Vorschriften erforderlichenfalls auch mittels EDV-Anlagen 
vollzogen werden können. 

Ob und bejaher;.denfalls in welchem Umfang bei den 

mit meld apol j. zeilichen Aufg2.ben b(~traut en GeII':~indeE. für 

diese Angelegenheiten bereits derzeit EIlV-Anlagen einge­
set zt werden, ont zieht eich sovwhl der Kenn-Gniß als auch 

der Einflußnahme des Bundesministeriurns für Innere3~ 

nWie einheitlich ode:;:r' uneülheit1ich ist die Ausstattung 

der in Verwendung befi.ncUichen Datenverarbei tungsflulagen im Melde­
wesen?U 

.Antwort: __ M' _ 

Diese l?rage kann im Hinlllick auf die Ausführungen zur Frage 

Nr.l von mir nicht beantwortet werden~ 

!IV/eIche Schritt ewerden unt err!.OID.I.l:en ~ um eine bunde seinhei t­

liehe Meldezentrale zu schaffen, wo alle Meldedaten elektroniscb 

.gespeichert werden können?ft 

Antwort; : --
Wie ich bereits zur Frage Nr .. l ausgi2füh:rt habe, kann dem 

Gedanken an ein zentrales elektronisches Melderegister 

896/AB XIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 3

www.parlament.gv.at



- 3 .~ 

für das gesamte B'l,.mdci3gebiet derzeit nicht näher getreten 
werden, da die Pläne zur Einführung eines der Bevölkerungs­
erf"aSSl.U1ß d.ienenden Personenkennzeichens , deren Auswirkung 
Sinn und Ver\val tungszvlElck des polizeilichen Meldewesens in 

seiner gegenwärtigen Ausprägung unter Umständen gänzlich in 

Frage stellen könnte, derzeit noch nicht ausgereift sind. 

Frage Nr .. 4.~, 

"Bis Vmnl1 rechnet das zuständige Bundesministerium mit der 
Einrichtung einer solchen zen-Gralen Meldestelle? n 

Pr.§:ge Nr._ 5: 

lIWelche Kosten würden durch die Schaffung einer solchen 

zentralen Meldestelle erwachsen?tI 

Antwort: 

Zu den Fragen Nr .. 4 und 5 kann ich im Hinblick auf die Aus­
führungen zu Frage Nrn3 derzeit nicht Stellung nehmen. 
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